
 

Stellungnahme des FUSS e.V. zum Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung 
des Straßenverkehrsgesetzes und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschrif-
ten, Förmliche Verbändeanhörung, Aktenzeichen: StV21/7362.1/2-6

Sehr geehrte Damen und Herren,

Danke für die Gelegenheit zum Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des 
Straßenverkehrsgesetzes und anderer verkehrsrechtlicher Vorschriften Stellung 
nehmen zu können.

Vorwegstellen möchten wir, dass auch weiterhin zu den angestrebten Regelungen nicht 
geklärt ist, ob der Algorithmus Personen als Gefahr erkennt und bremst. Das erhält eine 
besondere Bedeutung beim Nähern von Fußgängern von der Seite. Hier muss das 
System mehrere Sekunden lang den Menschen beobachten, bevor es entscheiden 
kann: „hält die Person an oder läuft sie weiter?“ Solange das System das nicht ent-
scheiden kann, ist es so zu kalibrieren, dass das Fahrzeug in jedem Fall bremsen 
muss. 

§ 1e S.5
Hier muss die Priorität von Sicherheit vor ungebremstem Tempo klarer werden
Die Konsequenz ist, dass Autos langsamer fahren müssen, um das Geschehen vor 
ihnen hinreichend lange und genau erfassen zu können. Autonomes Fahren in Städten 
geht daher aus Sicht des FUSS e.V. zum Schutz der Zufußgehenden beim jetzigen 
Stand der Technik mit der maximalen Geschwindigkeit von 30 km/h.

§ 1, Synopse Seite 1
Die Übersteuerbarkeit durch Fahrer sollte bei Sicherheitsfeatures eingeschränkt sein, 
auch wenn das dem Wiener Übereinkommen widerspricht. Zur Frage der Übersteuer-
barkeit von Fahrerassistenzsysteme (Advanced driver-assistance systems – ADAS) ist 
Folgendes festzustellen.

Aktuelle Forschungsergebnisse deuten darauf hin, dass automatisierte Fahrsysteme 
das Potenzial haben, die Verkehrssicherheit erheblich zu verbessern. Bubb & Sträter 

Bundesministerium Digitales und Verkehr
Referat StV 21
Invalidenstraße 44
10115 Berlin
ref-stv21@bmdv.bund.de

FUSS e.V. · Exerzierstr. 20    13357 Berlin

FUSS e.V. Fußgängerschutzverein und Fachverband 
Fußverkehr Deutschland
Exerzierstraße 20
13357 Berlin
Vereinsregister: 8298 B
Amtsgericht Berlin-Charlottenburg

Tel: 030 / 492-7473
Fax: 030 / 492-7972
Email: info@fuss-ev.de
Webseite: www.fuss-ev.de
Postbank Berlin
IBAN DE74 1001 0010 0226 2651 06

https://www.fuss-ev.de/
mailto:info@fuss-ev.de
mailto:ref-stv21@bmdv.bund.de


(2019) schlagen ein paralleles Steuerungssystem vor, bei dem menschliche Fahrer und 
Automatisierung die gleiche Kontrolle haben, wodurch die Zahl der Unfälle um über 90 
% reduziert werden könnte, wenn es vorgeschrieben und nicht deaktivierbar ist. 
Rösener et al. (2019) schätzen, dass bei einer Marktdurchdringung von 50 % durch 
automatisiertes Fahren auf Autobahnen 30 % der Unfälle mit Verletzten auf deutschen 
Autobahnen verhindert werden könnten. Das Abschalten von Sicherheitssystemen ist 
daher zu unterbinden.

§ 12, S.27
Die Haftungsbegrenzung erscheint willkürlich.
Bislang nicht geregelt, aber aus unserer Sicht dringend erforderlich, ist eine zusätzliche 
Produzentenhaftung.

§ 35, Datenübermittlung S.34-38
Reicht die neue Vorschrift in Punkt 24 für die Unfallermittlung aus? (siehe auch § 
63 i auf S.66ff)
Ebenso halten wir es für erforderlich, dass zwecks Durchsetzung von Verkehrsregeln 
die Polizei mehr Zugangs- und Ermittlungsmöglichkeiten bei Ordnungswidrigkeiten 
ohne Unfälle benötigt. Hierzu braucht es eine ausgeweitete Fahrtenschreiber-Pflicht.

Auch zur Klärung von Fragen strafrechtlicher Verantwortung, zivilrechtlicher Haftung 
und des gebotenen Opferschutzes nach Verkehrsunfällen mit Sach- und/oder 
Personenschäden sind weitere Zugangs- und Ermittlungsmöglichkeiten für Polizei und 
Justiz geboten. Eine sinnvolle verpflichtende Ausstattung der Kraftfahrzeuge mit Event 
Data Recordern, die u. a. auch Ort, Datum und Uhrzeiten aufzeigen, ist schon lange 
erforderlich, wird (aufgrund vor allem bundesdeutscher Vorbehalte [s. dazu meinen 
beigefügten Aufsatz in der SVR, Heft 1/2023]) jedoch nach Art. 6 Abs. 4 lit. d der 
General Safety Regulation der EU (GSR) und Nr.1.3 der UN-Regelung Nr. 160 
(Einheitliche Bedingungen für die Genehmigung von Kraftfahrzeugen hinsichtlich des 
Ereignisdatenspeichers [2021/1215]) derzeit leider nicht gewährleistet. Im Rahmen der 
hier geplanten Änderung sollte von der Möglichkeit Gebrauch gemacht werden 
zumindest für diesen Rechtsbereich nachzubessern.

In Bezug auf die Vorschrift des § 63 Abs. 4
(1) Die Bundesanstalt für Straßenwesen und ihre Beauftragten dürfen zum Zweck des § 
63g die nicht personenbezogenen Daten, insbesondere Daten zum Unfallort, Unfallzeit-
punkt, Unfallhergang und zu Unfallfolgen sowie Daten zu am Unfall beteiligten Fahr-
zeugen, zum Rettungs- und Polizeieinsatz erheben, übermitteln, speichern, verändern, 
ordnen, abgleichen, verwenden und löschen.

Wir fordern daher eine Ergänzung dahingehend, dass der Datenbestand der BASt nicht 
nur für die Zwecke des § 63 g (Abs. 1: Die Bundesanstalt für Straßenwesen untersucht 
und erforscht Straßenverkehrsunfälle mit Personenschaden oder unter Beteiligung von 
Fahrzeugen mit automatisierten, autonomen oder ferngelenkten Fahrfunktionen. Die 
Untersuchung umfasst die Aufklärung von Ursachen, Abläufen und Folgen von Straßen-
verkehrsunfällen und die Schaffung einer Datengrundlage zur Gewinnung von neuen 
Erkenntnissen.) dienen soll, sondern auch für eine polizei- und justizbezogene Sach-
verhaltsaufklärung.
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Hinweisen möchten wir auch auf eine Beschlussfassung des DVR von Ende 2020
https://www.dvr.de/ueber-uns/beschluesse/stellungnahme-des-dvr-zu-edr-und-dssad 
Hierin werden zusätzliche Anforderungen an EDR-Systeme für automatisiert fahrende 
Fahrzeuge gefordert. Diesen Forderungen schließen wir uns als Fußverkehrsfach-
verband an.

1. Speicherung weiterer für die Fahraufgabe relevanter Datensätze für zukünftige 
Funktionen (z.B. C-ITS-Signale [6]) sowie Bild- und Objektdaten. Hierfür sind die 
notwendigen regulatorischen Rahmenbedingungen zu schaffen, beispielsweise auf 
Basis SAE J3197.
2. Unfälle mit vulnerablen Verkehrsteilnehmenden müssen möglichst zuverlässig 
erkannt werden.
3. Auslösen eines überschreibbaren Datensatzes durch manuelle Anforderung 
(manually triggered event) soll möglich sein.
4. Die Funktion des EDR muss auch im Hinblick auf zukünftige Fahrfunktionen 
nachhaltig gewährleistet werden und im Rahmen der Hauptuntersuchungen überprüfbar 
sein. Dazu sind entsprechende Prüfmethoden zu entwickeln.
5. Im Hinblick auf die Datenspeicherung müssen die im letzten Abschnitt genannten 
offenen Fragen geklärt werden, als da wären:

Um eine effektive Unfallanalyse und -forschung zu ermöglichen, fordert der DVR bei der 
Weiterbehandlung der Themen EDR und DSSAD die folgenden Punkte dringend zu 
klären: 

• „Den Zugang zu den Daten über eine standardisierte elektronische Fahrzeug-
schnittstelle (bspw. OBD/ OTA [7]) und den manipulationssicheren Ort der 
Speicherung

• Die Anforderungen an den Datenschutz und die Privatsphäre (z.B. im 
Zusammenhang mit Halterwechsel)

• Die Verfügbarkeit der Daten, ihre gesetzliche Legitimierung dieser und der 
Ausleseprozess

• Überprüfung der Funktion des DSSAD, des EDR-Systems für konventionelle 
Fahrzeuge und des EDR-Systems für automatisiert fahrende Fahrzeuge

• Die datenschutzkonforme Weitergabe der Daten zu Forschungszwecken"

FUSS e.V. schließt sich diesen Forderungen des DVR vollumfänglich an. 

Mit freundlichen Grüßen

Geschäftsführer
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